Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4086 


Der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen 

III C 8260-0 Bonn, den 13. Februar 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 319 der Fraktion der SPD 
- Nr. 4041 der Drucksachen - 
Entlassung verheirateter Postbeamtinnen 


Die mir von dem Herrn Staatssekretär des 
Bundeskanzleramtes mit Schnellbrief vom 
3. Februar 1953 übersandte nebenbezeichnete 
Kleine Anfrage betr. Entlassung verheirateter 
Postbeamtinnen wird wie folgt beantwortet: 

Die Behauptung, im Bereich meiner Ver- 
waltung seien in letzter Zeit in verstärktem 
Maße Entlassungen nach § 63 der Bundes- 
fassung des Deutschen Beamtengesetzes aus- 
gesprochen worden, trifft nicht zu. Auf Grund 
des § 63 a. a. O. sind im gesamten Bundes- 
gebiet im Jahr 1951 263 und im Jahr 1952 
15 Beamtinnen entlassen worden. Nach § 17 
der TO. A wurde 1951 bei 136 und 1952 
bei 49 verheirateten weiblichen Angestellten 
das Dienstverhältnis für beendet erklärt. 
Wiedereingestellt wurden 1951 390 und 1952 
538 wegen Heirat ausgeschiedene Beamtinnen, 
und weibliche Angestellte, deren wirtschaft- 
liche Versorgung nicht mehr gegeben war 

Die Frage, ob § 63 der Bundesfassung des 
Deutschen Beamtengesetzes und § 17 der 
TO. A den Artikel 3 Absatz 2 und 3 des 
Grundgesetzes widersprechen, braucht hier 
nicht näher geprüft zu werden. Selbst wenn 
man sie bejaht, so steht dies der Anwendung 
des § 63 a. a. O. und § 17 der TO. A nicht 
entgegen. Nach Artikel 117 des Grundgesetzes 


bleibt nämlicb das dem Artikel 3 Absatz 2 
des Grundgesetzes entgegenstehende, am 
24. Mai 1949 geltende Recht bis zu seiner 
Anpassung an diese Bestimmung in Kraft, 
jedoch nicht länger als bis zum 31. März 1953. 

Hierunter fällt auch § 63 des Deutschen 
Beamtengesetzes in der Bundesfassung vom 
17. Mai 1950; er stellt kein neues Recht dar. 
Die Deutsche Reditsentwicklung steht seit 
der Besetzung und Kapitulation unter dem 
Gesetz der Rechtskontinuität. Durch die Aus- 
übung der Rechtsetzungskompetenzen durch 
die Besatzungsmächte (vgl. „Erklärung in An- 
betracht der Niederlage Deutschlands” vom 
5. Juni 1945 und Proklamation Nr. 1 vom 
31. August 1945) ist hierin keine Änderung 
eingetreten. Formale Änderungen an dem 
Beamtenreichsrecht, zu dem vor allem das 
Deutsche Beamtengesetz und die Reichsdienst- 
strafordnung gehörten, hat der Kontrollrat 
nicht vorgenommen. Wohl sind zahlreiche 
Vorschriften des Deutschen ßeamtengesetzes 
und der Reichsdienststrafordnung in materiell- 
rechtlicher Hinsicht durch Kontrollratsgesetz 
insoweit geändert oder aufgehoben, als sie 
mit diesem in Widerspruch stehen. Das 
Beamtenreichsredit im übrigen blieb jedoch 
in Kraft. Es konnte nur durch Gesetzgebungs- 
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Organe der Dienstherren geändert werden, 
denen auf Grund des Besatzungsverfassungs- 
rechts die Gesetzgebungsbefugnis zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der ihnen unterstellten 
Personen übertragen war. Für das Vereinigte 
Wirtsdiaftsgebiet kam die Proklamation Nr. 7 
bzw. die Verordnung Nr. 126 der amerika- 
nischen und britisdien Militärregierung vom 
9. Februar 1948 in Betracht. § 63 des Deut- 
schen Beamtengesetzes in der Fassung vom 


26. Januar 1937 ist bis zum Inkrafttreten 
des ßundespersonalgesetzes in Kraft geblieben. 
Dieses hat den § 63 des Deutschen Beamten- 
gesetzes in seiner bisherigen Form nur ge- 
mildert. Man kann also die Neufassung des 
§ 63 des Deutschen Beamtengesetzes nicht 
als neues, sondern nur als eine Änderung 
bereits bestehenden Rechts bezeichnen. 

Schuberlh 



